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Das Sozialministeriiim hat mit Erlaß vom 14. Dezember 1988 die
verwaltungsmäßige Durchführung von Ausnahmegenehmigungen für Zu-
wendungen gem. § 14 Abs. 1 Satz 2 des Heimgesetzes aufgrund des
Urteils des Bundesverwaltungsgerichtes vom 18. Dezember 1987
(7 C 57/85) neu geregelt.

Nach dem Schreiben des Diakonischen Werkes Baden und der Berichte
des Regierungspräsidiums Tübingen haben sich jedoch Schwierigkei-
ten bei der praktischen Durchführung ergeben, wenn

•

Spenden ohne
Kenntnis des Trägers unmittelbar auf dessen Konto überwiesen tger-_
,den. Ebenso tretep Probleme bei sog. Handschenkungen (Bargeld-
übergäbe) uhd bei der ijbrgabe von Schecks auf..

§.14 Äbs. 1 Satz 1 Heimgesetz untersagt dem Heimträger. die An-
nahme von unentgeltlichen Vermögensvorteilen in Form des Verspre-
chens oder der tatsächlichen Gewährung, soweit es sich nicht um
geringwertige Aufmerksamkeiten handelt. Das Bundesverwaltungsge-
richt hat in seinem Urteil zusdrücklich darauf hingewiesen', daß
erst die Zulassung einer AuSnahme gem. § 14 Abs. 1 Satz 2 Heimge-.
setz dem Träger die für die Annahme erforderliche rechtsgeschäft-
liche Handlung erlaubt. Hat der Träger den unentgeltlichen Vermö-
gensvorteil oder das Versprechen ohne diese Erlaubni still-
schweigend oder ausdrücklich angenommen,_ ist die Zulassung einer
Ausnahme durch die Heimaufsichtsbehörde nicht mehr möglich.

In Anbetracht der insoweit zwingenden Regelungen des Heimgesetzes
und der stringenten Auslegung des § 14 Abs. 1 Heimgesetz durch
die Rechtsprechung sowie der insPraxis auftretenden Schwierigkei-
ten kanh die Heimaufsichtsbehörde unter folgenden Voraussetzungen
eine"Ausnahme nach § 14 •Abs. •1 Satz 2-Heimgesetz zulassen:

- Der Vermögensvorteil huß vom Zuwendungsgeber ausschließliCh für
gemeinnützige Zwecke.oder in Erfüllung einer'sittlichen:Ver-
pflichtung versprOchen oder gewährt werden.
Der Träger müß unverzüglich gegenüber dem Zuwendungsgeber einen
ausdrücklichen Annahmevorbehalt bis zur ehtsprechenden Ertei-
lung der Ausnahme .durch die HeikaufsiChtSbehörde erklärt haen.
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- Bis zur Erteilung der erforderlichen Ausnahme,müssen die über-
..wiesenen Beträge'vom Träger auf.einem hierfür einzurichtenden
Treuhandkonto verwahrt werden. Spenden, die übergeben wurden
(Schecks oder Bargeld), müssen ebenfalls bis zur Erteilung der

• Ausnahme diesem Konto gutgeschrieben bzw. auf dieses Konto
• überwiesen werden, Der Treuhänder des. Kontos muß ein vom Träger
unabhängiger Dritter sein und darf.die Beträge nur freigeben,
wenn die Heimaufsichtsbehörde eine Ausnähme nach § 14 Abs. 1
Heimgesetz zugelassen hat. •

•
- Wird die ZulasSung einer Ausnahme durch die Heimaufsichtsbehör-

de versagt; ist 'die Spende unverzüglich an den Spenäer. zurück-
• zuüberweisen bzw. Zurückzugeben.
-- Dig Heimaufsichtsbehörde hat bei der Versagung der Ausnahme den

Spender ünverzüglich zu,unterrichen.

Auf(grund der Anfrage •des Diakonischen.Werkes hinsichtlich der Ge-
ringfügiokeitsgrenze wird folgendes angemerkt:

Einmalige Zuwendungen bis zu 50 DM,und mehrmalige Zuwendungen in-
nerhalb eines Jahres bis zu einem Gesamtbetrag von 100 DM icönnen
grundsätzlich als geringwertige Aufmerksamkeiten angesehen werden.

Die Regierungspräsidien werden .gebeten, die für die Durchführung
des Heimgesetzes zuStändigen Behörden hiervon.zu-unterrichten.

Dr. Grupp


